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1. Instanz

Aktenzeichen S 6 P 140/98
Datum 29.09.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 P 2/01
Datum 26.04.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 29.09.2000 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist zwischen den Beteiligten die GewÃ¤hrung von Leistungen nach
Pflegestufe I.

Der am 1988 geborene KlÃ¤ger ist bei der Beklagten familienversichert. Am
04.03.1996 beantragte er Leistungen aus der gesetzlichen Pflegeversicherung. Am
11.05.1996 erfolgte eine sozialmedizinische Untersuchung durch den
SachverstÃ¤ndigen Dr.W. vom Medizinischen Dienst der Krankenversicherung
(MDK). In der Grundversorgung (KÃ¶rperpflege, ErnÃ¤hrung und MobilitÃ¤t) ergebe
sich kein wesentlich hÃ¶herer Pflegebedarf als bei einem gesunden gleichaltrigen
Kind, d.h. die Nahrung werde auf die notwendigen BE-Einheiten ausgerechnet.
Somit beziehe sich der erforderliche Hilfebedarf im Wesentlichen auf die unbedingt
notwendigen therapieunterstÃ¼tzenden MaÃ�nahmen wie Blutzuckerkontrollen,
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Insulinabgabe, Fortbildungen, Vermeidung von Aufregungen. Solche
therapieunterstÃ¼tzenden MaÃ�nahmen dÃ¼rften bei der Einstufung in die
entsprechende Pflegekategorie nach den derzeit gÃ¼ltigen gesetzlichen
Bestimmungen nicht berÃ¼cksichtigt werden. HierfÃ¼r sei ausschlieÃ�lich der
Hilfebedarf im grundpflegerischen Bereich (verglichen mit einem gesunden
gleichaltrigen Kind) maÃ�geblich. PflegebedÃ¼rftigkeit sei nicht anzunehmen. Die
Beklagte lehnte daraufhin mit Bescheid vom 29.06.1996 den Antrag ab.

Mit seinem Widerspruch wies der KlÃ¤ger darauf hin, dass die "intensive Therapie"
von seinen Eltern eine 24-stÃ¼ndige Rund-um-die-Uhr-Pflege erfordere. Gerade
diese solle die bei Diabetikern bekannten SpÃ¤tfolgen verhindern helfen.
BeigefÃ¼gt war ein Zeitungsausschnitt mit Hinweis auf ein Urteil des Sozialgerichts
Hamburg vom 27.06.1996 â�� S 23 P 63/97 -.

Daraufhin erfolgte am 13.01.1997 eine weitere sozialmedizinische Untersuchung
und Begutachtung durch den MDK â�� Gutachten von Dr.U. vom 25.02.1997 -, der
ebenfalls zu dem Ergebnis kam, dass PflegebedÃ¼rftigkeit nicht vorlÃ¤ge. Der
Hausbesuch habe keine wesentlichen Gesichtspunkte ergeben, die nicht schon im
Vorgutachten berÃ¼cksichtigt worden seien. Mit Bescheid vom 11.03.1997 wurde
sodann der Antrag erneut abgelehnt, wobei dieser Bescheid keine
Rechtsmittelbelehrung enthielt. Im dagegen erhobenen Widerspruch wurde erneut
auf das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 27.06.1996 verwiesen. Zudem sei
der Pflegeaufwand nicht umfassend festgestellt worden, was nÃ¤her ausgefÃ¼hrt
wurde.

Mit Widerspruchsbescheid vom 02.06.1998 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und stÃ¼tzte sich zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf
die Feststellungen des MDK und das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom
19.02.1998 â�� B 3 P 11/ 97 R -.

Zur BegrÃ¼ndung seiner zum Sozialgericht Bayreuth erhobenen Klage hat der
KlÃ¤ger im Wesentlichen auf sein bisheriges Vorbringen verwiesen. Zu Unrecht
meine die Beklagte, die zitierte Entscheidung des BSG stelle eine Vorentscheidung
im vorliegenden Rechtsstreit dar, was jedoch nicht zutreffend sei. Am 08.03. 1999
hat ein ErÃ¶rterungstermin stattgefunden, in dem der Rechtsstreit zur weiteren
SachaufklÃ¤rung vertagt wurde. Das Gericht hat sodann Beweis erhoben durch
Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr.L., der in seinem
sozialmedizinischen Gutachten vom 13.04.1999 zu dem Ergebnis kam, eine
Pflegestufe werde nicht erreicht. Mit Urteil vom 29.09.2000 hat das Sozialgericht
Bayreuth die Klage abgewiesen und in seiner BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf
die Feststellungen des MDK sowie das Gutachten von Dr.L. verwiesen. Des Weiteren
hat es sich eingehend mit der einschlÃ¤gigen Rechtssprechung des BSG
auseinandergesetzt.

Mit seiner Berufung trÃ¤gt der KlÃ¤ger im Wesentlichen vor, bei der Schaffung der
Pflegeversicherung sei der Gesetzgeber vom Leitbild des Ã¤lteren Menschen
ausgegangen. Er habe dabei Ã¼bersehen, dass es auch andere pflegebedÃ¼rftige
Personen gÃ¤be, welche gerade nicht diesem Leitbild entsprÃ¤chen. Insofern lÃ¤ge
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in krassem MaÃ�e ein VerstoÃ� gegen die Regelung des Art.3 Abs.1 Grundgesetz
(Gleichbehandlungsgrundsatz) vor, woraus folge, dass die Regelung des Â§ 14 SGB
XI rechtswidrig und daher nicht in der derzeitigen Form anzuwenden sei. Das
Gericht mÃ¶ge von daher die VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit Ã¼berprÃ¼fen. Vorsorglich
werde auf ein Attest von Dr.G. verwiesen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 29.09.2000 sowie den Bescheid vom
26.06.1996 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.07.1998 aufzuheben
und die Beklagte zu verurteilen, ihm Leistungen aus der Pflegeversicherung nach
Pflegestufe I zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Auch sie verweist auf ihr bisheriges Vorbringen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und der Verfahrensakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 SGG),
ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG) liegt nicht vor. In der Sache erweist
sich das Rechtsmittel als unbegrÃ¼ndet.

Das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 29.09.2000 und die zugrunde liegenden
Bescheide der Beklagten sind nicht zu beanstanden. Dem KlÃ¤ger stehen
Leistungen aus der gesetzlichen Pflegeversicherung nicht zu.

Denn der nach den Bestimmungen des SGB XI berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige
Hilfebedarf beim KlÃ¤ger erreicht nicht den von Â§ 15 Abs.3 SGB XI fÃ¼r die
Pflegestufe I im Tagesdurchschnitt geforderten zeitlichen Umfang von 90 Minuten,
da auf die Grundpflege nicht mehr als 45 Minuten entfallen. Nach Â§ 14 Abs.4 SGB
XI ist in diesem Zusammenhang im Bereich der Grundpflege allein maÃ�gebend, ob
und in welchem Umfang Hilfebedarf bei den dort genannten gewÃ¶hnlichen und
regelmÃ¤Ã�ig wiederkehrenden Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens besteht. Bei
diesen Verrichtungen besteht beim KlÃ¤ger kein ausreichender Hilfebedarf. Dies
folgt aus den bereits im Verwaltungsverfahren eingeholten Ã¤rztlichen Gutachten,
die durch das von Dr.L. gegenÃ¼ber dem Sozialgericht erstatteten Gutachten
bestÃ¤tigt worden sind. Von daher war auch die Einholung eines weiteren
Gutachtens nicht erforderlich. Der KlÃ¤ger hat auch schon deshalb keinen Anspruch
auf Pflegegeld der Pflegestufe I, weil ein tÃ¤glicher Hilfebedarf im Bereich der
Grundpflege nur bei einer Verrichtung (Nahrungsaufnahme) allenfalls besteht, also
nicht wie vom Gesetz gefordert, bei mindestens zwei derartigen Verrichtungen.
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Wenn im Bereich der KÃ¶rperpflege ein Hilfebedarf im Sinne von Kontrollen wegen
mÃ¶glicher Verletzungen, Anleitung zu einer speziellen KÃ¶rperpflege,
Ã�berprÃ¼fen vom Eincremen der ZehenzwischenrÃ¤ume geltend gemacht wird, so
kÃ¶nnen diese TÃ¤tigkeiten nicht den abschlieÃ�end geregelten
Katalogverrichtungen zugeordnet werden, und mÃ¼ssen von daher bei der
Zuordnung der Pflegestufe unberÃ¼cksichtigt bleiben.

Der KlÃ¤ger bedarf im Bereich der Grundpflege, wie bereits ausgefÃ¼hrt, allenfalls
bei der Verrichtung der Nahrungsaufnahme der Hilfe, und zwar durch
Beaufsichtigung und Anleitung, um den Verzehr der genau bemessenen
Nahrungsmittel sicherzustellen. Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG (vgl.
Urteile vom 19.02.1998 â�� BSGE 82, 27 = SozR 3-3300 Â§ 14 Nr.2 und SozR
3-3300 Â§ 14, 3; vom 17.06.1999 B 3 P 10/98 R â�� Diabeteskind -; vom 29.04.1999
B 3 P 13/98 R â�� Mukoviszidose -) gehÃ¶rt aber das geltend gemachte aufwendige
Zusammenstellen, Berechnen, Zubereiten, AbwÃ¤gen und Portionieren der Nahrung
gerade nicht zur Grundpflege.

Der beim KlÃ¤ger bestehende Hilfebedarf ist von daher ausschlieÃ�lich dem Bereich
der hauswirtschaftlichen Versorgung zuzuordnen. Im Bereich der ErnÃ¤hrung
unterscheidet Â§ 14 Abs.4 SGB XI zwischen der mundgerechten Zubereitung oder
der Aufnahme der Nahrung einerseits, wobei ein Hilfebedarf bei diesen
Verrichtungen der Grundpflege nach den Nummern 1 bis 3 zuzuordnen ist, sowie
dem Einkaufen und Kochen andererseits, das dem Bereich der hauswirtschaftlichen
Versorgung zugewiesen ist. Die Vorschrift differenziert damit allein nach dem
Ã¤uÃ�eren Ablauf der Verrichtungen. Sie knÃ¼pft nicht an das mit der Verrichtung
angestrebte Ziel an. Bezogen auf den allerdings existenznotwendigen
Lebensbereich der ErnÃ¤hrung bedeutet dies, dass nicht umfassend alle
MaÃ�nahmen einzubeziehen sind, die im konkreten Einzelfall, im weitesten Sinne
dem ErnÃ¤hrungsvorgang zugeordnet werden kÃ¶nnen. Zur Grundpflege gehÃ¶rt
nach Â§ 14 Abs.4 Nr.3 SGB XI vielmehr nur die Hilfe bei der Nahrungsaufnahme
selbst sowie die letzte VorbereitungsmaÃ�nahme, soweit eine solche nach der
Fertigstellung der Mahlzeit krankheits- oder behinderungsbedingt erforderlich wird
(BT-Drucksache 12/5262, S.96, 97; Wilde in: Hauck-Wilde, SGB XI, Â§ 14 Rdnr.34 b).

Das BSG folgt in seinem Urteil vom 19.02.1998 â�� B 3 P 3797 R auch gerade nicht
der Auffassung des Sozialgerichts Hamburg, wonach bei einem an Diabetes
leidenden Kind das Berechnen, Zusammenstellen und Abwiegen der Mahlzeiten
zum "mundgerechten Zubereiten" der Nahrung gehÃ¶re, weil dem Diabetiker eine
Mahlzeit nur dann "munden" kÃ¶nne, wenn sie mit Hilfe aufwendiger
Vorbereitungen genau berechnet und zubereitet sei und er andernfalls durch die
Nahrung in Lebensgefahr gebracht werde. Nach dem Urteil des BSG a.a.O. wird
diese Auslegung den Vorgaben des Gesetzes nicht gerecht, weil sie sich von dem
Ã¤uÃ�eren Ablauf der PflegemaÃ�nahme lÃ¶st und statt dessen auf eine
individuelle Bedeutung einzelner Hilfeleistungen abstellt. Der Senat folgt im
Ã�brigen den AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in den EntscheidungsgrÃ¼nden
des angefochtenen Urteils und sieht gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2 SGG von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.
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AbschlieÃ�end wird bezÃ¼glich des geltend gemachten VerfassungsverstoÃ�es
darauf hingewiesen, dass es insoweit allein Aufgabe und Sache des Gesetzgebers
ist, diesbezÃ¼glich andere Regelungen zu treffen. Nach der derzeitig geltenden
Gesetzeslage ist eine andere Entscheidung nicht mÃ¶glich.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 03.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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